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    „Gott schuf die Lausitz und der Teufel legte die Kohle darunter“ 

(Lausitzer Sprichwort) 
 

 
Entwicklungsperspektiven für die Lausitz  
 
 
 
1. Ausgangslage  
 
Die Pläne liegen auf dem Tisch. Geht es nach dem Willen des Brandenburger Wirtschaftsministeri-
ums, sind die Entscheidungen für die Fortführung der Braunkohleverstromung auch nach dem 
Auskohlen der laufenden Tagebaue Cottbus-Nord (2017), Jänschwalde (2020) und Welzow-Süd 
(ca.2030) gefallen.  
 
Nachdem für ein 2. Teilfeld im Gebiet Welzow-Süd mit der Ortschaft Proschim von Vattenfall be-
reits ein Antrag auf Abbauerlaubnis eingereicht wurde, hat sich  die Landesregierung nun mit Vat-
tenfall verständigt, dass die Braunkohlelagerstätten Spremberg-Ost, Bagenz-Ost ab 2035 und 
Jänschwalde-Nord ab 2020 ausgebeutet werden sollen. Als Konsequenz sollen die Orte Kerkwitz, 
Atterwasch und Grabkow den Braunkohlebaggern weichen um das Kraftwerk Jänschwalde bis 
2040 für weitere 20 Jahre mit Braunkohle zu versorgen.  
 
 
Entscheidungen zu den weiteren 4 Lausitzer Braunkohlefeldern Klettwitz-Nord, Neupetershain, 
Forst-Hauptfeld und Jänschwalde-Süd, die in einer von der Landesregierung beauftragten Potenti-
alstudie als besonders abbauwürdig eingestuft wurden, sind damit bis auf weiteres vertagt. Auf 
diesen vier Feldern liegen weitere 27 Orte mit rund 7.000 EinwohnerInnen. 
 
Die Fixierung der Landesregierung auf die Braunkohleförderung lähmt schon jetzt die wirtschaftli-
che Entwicklung in der Lausitz. So werden in den potentiellen Abbaugebieten kaum noch Investi-
tionen im Siedlungswesen getätigt, Unternehmen werden sich mit der perspektivischen Zerstörung 
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ihrer Betriebsstätte vor Augen kaum noch zu einer Ansiedlung bewegen lassen und junge Familien 
halten sich fern. 
 
Wir alle wissen: Wenn jetzt nicht die Weichen für den Ausstieg aus der Braunkohlenutzung ge-
stellt werden, werden sich die Förderanlagen immer weiter in das Land fressen. Sie werden dabei 
nicht an der Grenze der Lausitz halten machen, sondern noch vor Ende des Jahrhunderts vor den 
Toren von Berlin stehen. Die größten Braunkohlefelder Brandenburgs liegen um Fürstenwalde 
(Spree) und Mittenwalde. Die Menschen dort werden nur dann von der großflächigen Land-
schaftszerstörung verschont bleiben, wenn der Braunkohleverstromung jetzt das Ende signalisiert 
und für die Lausitz ein alternatives Entwicklungszenario jenseits der Braunkohle in Gang gesetzt 
wird. 
 
Wir wollen die Diskussion jedoch nicht allein unter dem Vorzeichen der Schaffung von  
Ersatzarbeitsplätzen für die heute in der Braunkohle Beschäftigten führen. Aus unserer Sicht ist es 
nicht das entscheidende Problem in der Lausitz bis zum Jahr 2020 ausreichend Arbeitsplätze für 
die noch in der Braunkohle Beschäftigten zu schaffen. Dies erscheint uns möglich, wenn jetzt eine 
alternative Entwicklungslogik eingeleitet wird.  
 
Das Einschlagen eines anderen Entwicklungspfades ist aber auch dringend erforderlich, wenn man 
der Region insgesamt wieder Hoffnung geben will. So nimmt im Prognos-Zukunftsatlas 2007 zur 
Zukunftsfähigkeit der Regionen der Landkreis Spree-Neiße den letzten Platz (439)  ein, Elbe-Elster 
rangiert auf Platz 434 und Oberspreewald-Lausitz auf Rang 413;  SPN und OSL dabei mit deutli-
chen Rangverschlechterungen gegenüber der vorherigen Studie 2004. 
 
Diese negativen Ergebnisse decken sich mit den Erkenntnissen des neuen Umwelttechnologie-
Atlas des Bundesumweltministeriums, in dem die Lausitz  besonders schlecht abschneidet. Sowohl 
Forschungsausgaben für den Umweltbereich als auch Beschäftigung in diesen Branchen fallen hier 
- mit einer Ausnahme - niedrig bis sehr niedrig aus. Aber gerade in der Umweltbranche entstehen 
die neuen Arbeitsplätze in Deutschland. 
 
 
2. Geschichtlicher Hintergrund, sozio-ökonomische Daten    
 
Mit der Gründung des ehemaligen „DDR-Kohle- und Energiebezirk Cottbus“ wurde nach Auflö-
sung der Länderstrukturen 1952 der Grundstein für eine beschleunigte Industrialisierung der Lau-
sitz auf Basis einer forcierten Braunkohlenutzung gelegt. Mit dem Aufbau von Industriekombina-
ten fand eine massive Zuwanderung in die Städten Guben, Cottbus, Lübbenau, Eisenhüttenstadt  
und Senftenberg statt. Diese hat sich nach dem Zusammenbruch der DDR-Industrie nach 1990 
(insbesondere im Textil-, Bekleidungs- und Baugewerbe, in der Chemischen Industrie und Maschi-
nenbau) in einen Abwanderungsprozess umgekehrt. So hatte die Planungsregion Lausitz-
Spreewald 2004 gegenüber 1990 bereits jedeN 10. EinwohnerIn verloren und ist damit die einzige 
Brandenburger Planungsregion mit Bevölkerungsverlusten. Die beiden Lausitz-Landkreise OSL  
(-34%) und SPN (-30%) wiesen 2004 gegenüber 1996 mit weitem Abstand den höchsten Ar-
beitsplatzabbau in Brandenburg (Land:  -19,6%) auf. (Quelle: LBV Brandenburg Regional 2006) 
 
Bedingt durch den Wegfall vieler frauendominierter Arbeitsplätze in der Textil- und Bekleidungsin-
dustrie unmittelbar nach 1990 stieg der Anteil arbeitsloser Frauen an der Gesamtzahl der Arbeits-
losen zunächst auf über 63% und führte in der Folge zu einer massiven, bis heute wenig gebrems-
ten Abwanderung von Frauen. Auch heute noch hat die Planungsregion den höchsten Frauenar-
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beitslosenanteil aller Regionen im Land Brandenburg, der Landkreis Elbe-Elster ist Spitzenreiter bei 
der Abwanderung von jungen Frauen im Land. Inzwischen kommen in der Lausitz in der Altersstu-
fe 18 bis 35 auf 100 Männer weniger als 85 Frauen. 
 
Dazu liegen die Arbeitslosenquoten der Lausitzer Landkreise unverändert deutlich über dem Lan-
desdurchschnitt. Weitere Probleme bereitet der hohe Anteil der Langzeitarbeitslosen, insbesondere 
auch der langzeitarbeitslosen Jugendlichen (Stand Juli 2007: Cottbus letzter Platz in Brandenburg, 
Quelle: MW, Arbeitsmarktbericht 7/07). 
 
Der sich aus Bevölkerungsrückgang und Alterung der Bevölkerung landesweit ergebende demo-
graphische Wandel, wirkt sich in der brandenburgischen Lausitz (CB, EE, OSL und SPN) besonders 
stark aus. So wird sich nach den Prognosen des LBV die Wohnbevölkerung gegenüber 2004 
(503.940 EW) bis 2020 um 13% auf rd. 438.000 EW und bis 2030 um 23,6 % auf 385.000 Ein-
wohnerInnen verringern, d.h. die Lausitz verliert jedeN 4. EinwohnerIn. Wesentlich dramatischer 
ist aber die Verringerung der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter von 15-65 Jahren, die bis 2020 
um rd. 23% und bis 2030 um fast 40% zurückgehen wird. Altersbedingt werden im Jahr 2011 
rund 2.200 und im Jar 2018 bereits 4.400 Menschen mehr aus dem Erwerbsalter ausscheiden als 
in das Berufsleben neu eintreten. In der Konsequenz werden im Jahr 2020 rund 80.000 und im 
Jahr 2030 rd. 140.000 weniger Menschen als Arbeitskräfte zur Verfügung stehen als 2004. 
Gleichzeitig steigt die Zahl der über 65-Jährigen massiv an. 
 
Die Zahl der in Brandenburg in der Braunkohle direkt Beschäftigten sank von rund 40.000 Perso-
nen im Jahr 1992 (Quelle: LtDrs. 1/969) um mehr als 90 Prozent auf 3.840 Beschäftigte im Koh-
lenbergbau im Jahre 2006 bzw. 5082 Beschäftigte bei der Vattenfall Europe Mining & Generation 
insgesamt (Quelle: Jahreswirtschaftsbericht 2006). Von einer den Arbeitsmarkt beherrschenden 
Rolle der Braunkohle kann daher keine Rede sein (2,6 Prozent der SV-Beschäftigten in der Pla-
nungsregion Lausitz-Spreewald bzw. 4,2% der SV-Beschäftigten der unmittelbaren Braunkohle-
kreise OSL, SPN und CB; Quelle: LBV Brandenburg Regional 2006). Das Märchen vom billigen 
Braunkohlestrom entlarvt sich zudem in der Lausitz von selbst: Die Verbraucherstrompreise in der 
Lausitz zählen nach den Vergleichsstatistiken zu den höchsten Preisen sowohl in Deutschland als 
auch in ganz Brandenburg. In der Rangliste der teuersten Stromanbieter ist Envia Mitteldeutsche 
Energie AG auf Platz 19 von 861 und hat mit einer Preissteigerung von 10,6% innerhalb eines 
Jahres noch einmal draufgelegt. Auch die Stadtwerke Cottbus und Spremberg gehören zu den 
teuersten der Republik.  
 
 
3. Wachstumskerne und Branchenschwerpunktorte - das Konzept der Landesregierung    
 
Die Landesregierung versucht unter dem Leitmotiv „Stärken stärken“ Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung durch die Ausweisung von Wachstumskernen und Branchenschwerpunktorten zu 
generieren. 
 
Während hierzu, wie im gesamten Land im Rahmen der Wirtschaftsförderung Investitionen von 
kleinen und mittleren Unternehmen bis zu 2,5 Mio E unabhängig von Ort und Branche im Gieß-
kannenverfahren mit 40-50% gefördert werden, werden größere Neuansiedlungen nur noch in 
den so genannten Branchenschwerpunktorten gefördert. Für die Lausitz (Planungsregion LS ohne 
LDS) bedeutet dies eine Konzentration auf Neuansiedlungen der Metallerzeugung und –
bearbeitung (14 Standorte), Energiewirtschaft (7 Standorte), Chemieindustrie (6 Standorte) und 
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Automotive (4 Standorte). Insgesamt wurden in der Lausitz 20 Branchenschwerpunktorte (BSO) 
festgelegt. 
 
Die Auswahl richtete sich an den schon vorhandenen Gewerbebetrieben aus und ging häufig  über 
die Köpfe der betroffenen Gemeinden hinweg. Die Einwohnerstärke und/oder die regionale Be-
deutung der Orte für die Daseinsvorsorge der Bevölkerung in den umgebenden Ortschaften war 
bei der Auswahl kein Hauptkriterium. Wie das Beispiel Klettwitz (BSO Automotive) zeigt, dient die 
Einordnung eines Branchenschwerpunktortes mitunter nur dazu, vorherigen Fehlinvestitionen noch 
einmal frisches Geld hinterherwerfen zu können. 
In einwohnerstärkeren Orten wie Forst, Calau oder Doberlug-Kirchhain werden dagegen in Zu-
kunft keine größeren Neuansiedlungen mehr besonders gefördert. In der Konsequenz stellt diese 
Entscheidung eine Absage an Neuansiedlungen überregionaler Unternehmen im Umwelttechnolo-
giesektor dar.  
 
Ergänzend wurden als Instrument der Infrastrukturentwicklung 3 Wachstumskerne (Cottbus, 
Westlausitz und Spremberg) bestimmt, in denen auf Basis der von den kommunalen Gremien vor-
geschlagenen Projekte eine Bündelung der Fördermittel erfolgen soll. Vom ursprünglichen Ansatz 
eines Umsteuerns hin zu „Investitionen in die Köpfe“ ist bei Durchsicht der vom Kabinett gebillig-
ten  Projekte nur noch wenig zu erkennen. So wurden in den Wachstumskernen Spremberg und 
Westlausitz fast ausschließlich Straßenbauvorhaben in die Liste der prioritären Maßnahmen und 
Sofortmaßnahmen aufgenommen. Soweit aus der Region überhaupt Vorschläge für die Vernet-
zung von Wirtschaft und Wissenschaft oder zur verbesserten Fachkräfteausbildung gemacht wur-
den, wurden diese zur weiteren Konkretisierung und  Prüfung zurückgestellt.  
 
Mit diesem Festhalten an traditionellen Entwicklungsmustern: ‚Erst kommen die Straßen, dann 
entwickelt sich die Wirtschaft von ganz alleine’, wird sich der Wirtschaftsaufschwung in der Lau-
sitz kaum einstellen. 
 
 
4. Nachhaltige Entwicklung ist mehr als Wirtschaftsförderung 
 
Die Lausitz benötigt ein zukunftsweisendes Strukturentwicklungskonzept, in dem Zukunftstechno-
logien wie die erneuerbaren Energien, ressourcensparende Produktionsverfahren und eine ener-
gieeffiziente Verkehrswirtschaft eine zentrale Rolle spielen. 
 
Auch wir Bündnisgrünen teilen die Ansicht, dass knappe Haushaltsmittel es erfordern, diese mutig 
zu konzentrieren, dass nicht alle Wünsche und Forderungen der Gemeinden oder von Investoren 
befriedigt werden können.  
 
In Abkehr vom bisherigen Leitbild der Regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald, sich 
„in erster Linie als Energieregion“ (www.region-lausitz-spreewald.de/leitbild.htm) zu sehen, sollte 
ein neues Leitbild der Lausitz als einer „Innovativen Region für Ressourceneffizienz und nachhalti-
ge Entwicklung“ entstehen, in dem die Entwicklung, Produktion und Nutzung erneuerbarer Ener-
gien nur ein Element von vielen darstellt. 
 
Nicht künstliche Einengung auf wenige Wirtschaftsbranchen alter Prägung  wie z.B. Metallverar-
beitung oder gar die Forderung nach der Ansiedlung energieintensiver Industrien, sondern eine 
breite Streuung von Arbeitsplätzen im Bereich der Umwelttechnologien, in energie- und ressorce-
neffizienten Betrieben ist gefragt. Nicht die Branche, der ein Unternehmen zuzurechnen ist, son-
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dern die Art des Produktes und des Produktionsverfahren sind entscheidendes Kriterium für eine 
nachhaltige Wirtschaftsförderung. Hier muss energieeffizienten, rohstoffsparenden und ressour-
censchonenden Produktionsverfahren eine Schlüsselrolle in der Förderpolitik zukommen. 
 
Hierzu muss die Wirtschaftsförderung des Landes aus dem Korsett der Branchenschwerpunktorte 
befreit werden und stattdessen ein Kriterienkatalog für die Förderung nachhaltiger Produkte und 
Produktionsverfahren an deren Stelle treten. Zwischen den Kommunen muss ein Wettbewerb um 
die besten Ideen und Ansiedlungskonzepte ermöglicht werden, der durch die derzeitige Förder-
praxis gerade ausgeschlossen ist. 
 
Wir unterstützen die Schaffung von Clustern, der regionalen und überregionalen Vernetzung von 
Produzenten, Wissenschaft und Bildung. Die Ansammlung von Betrieben bestimmter Branchen in 
einem Gewerbegebiet stellt noch lange kein Cluster dar. 
 
Ein möglicher Kupferbergbau ist für uns nur dann akzeptabel, wenn modernste, umweltschonende 
Verfahren zur Anwendung kommen und die Wertschöpfung in der Region bleibt. 
 
In einer schrumpfenden Wirtschaftsregion können die klassischen Wachstumsstrategien keine 
Anwendung mehr finden. Entscheidend ist nicht, dass immer mehr neue und zusätzliche Arbeits-
plätze geschaffen werden sondern dass ausreichend Arbeitsplätze für die Menschen in der Region 
zur Verfügung stehen.  
 
Durch altersbedingtes Ausscheiden aus dem Berufsleben, den Geburtenknick nach 1990 und Ab-
wanderungsprozesse werden bis 2020 in den Lausitz über 80.000 Menschen zwischen 15 und 65 
Jahren fehlen. Dieser Zahl stehen die heute 48.000 gemeldeten Erwerbslosen gegenüber. Für 
Brandenburg insgesamt werden bis 2015 bereits 200.000 fehlende Fachkräfte vorhergesagt. In der 
Konsequenz bedeutet dies, dass sowohl für die vorhandenen Unternehmen, wie auch als Voraus-
setzung für die Ansiedlung von neuen Betrieben ein Fachkräftesicherungskonzept erarbeitet wer-
den muss. 
 
Neben der Schaffung einer zuwanderungsfreundlichen Gesellschaft, der Beendigung der Diskrimi-
nierung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt, einer neuen Wertschätzung der Fähigkeiten älterer 
ArbeitnehmerInnen, einer Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und einem brei-
ten betrieblichen und öffentlichen Qualifizierungsangebot müssen die Voraussetzungen zur Um-
lenkung der heute noch im Braunkohlesektor tätigen MitarbeiterInnen in zukunftssichere Branchen 
geschaffen werden. 
 
Bergbau- und KraftwerksingenieurInnen können mit Anpassungsfortbildungen an der BTU für den 
Einsatz im Umwelttechnologiebereich fit gemacht werden. Dort werden sie genauso wie in den 
klassischen Ingenieurbereichen wie im Maschinenbau dringend benötigt.  
 
Im Bereich der akademischen Bildung beherbergt die Lausitz mit der BTU Cottbus und der Fach-
hochschule Lausitz sowohl eine Universität als auch eine Fachhochschule mit einem hohen Anteil 
an technisch und ingenieurwissenschaftlich geprägten Fächern. In den nächsten Jahren wird der 
starke Rückgang an AbiturientInnen ohne politisches Gegensteuern auch zu einem Rückgang der 
Studierendenzahlen führen. Das gute Betreuungsverhältnis zwischen DozentInnen und Studieren-
den sollte gezielt zum Anwerben von Studierenden aus anderen Bundesländern und dem Ausland 
genutzt werden. Diesen sollte zugleich die Möglichkeit gegeben werden, nach Abschluss des Stu-
diums in der Region zu bleiben. Insbesondere die FHS Lausitz sollte stärker an dem regionalen 



 6

Arbeitsmarkt orientierte attraktive Studiengänge anbieten. Mit dem Centrum für Energietechnolo-
gie Brandenburg (CEBra) verfügt die BTU Cottbus schon heute über eine wissenschaftliche Einrich-
tung in einem für die zukünftige Entwicklung zentrale Bereich. Diesen gilt es zu stärken und gezielt 
auszubauen. Das Bildungs-Netzwerk (http://www.lernende-lausitz.de/netzwerkpartner) muss 
auch nach Auslaufen der Förderung aus dem Europäischen Sozialfonds dauerhaft erhalten bleiben. 
 
 
    
5. Die Lausitz als Heimat        
    
Die Lausitz ist seit 1400 Jahren Siedlungsgebiet der Sorben. Ab 1933 wurde die sorbische Minder-
heit durch die Nationalsozialisten massiv unterdrückt, ab 1937 die Domowina und alles Sorbische 
verboten. Der 8. Mai 1945 brachte auch den Sorben die Befreiung vom Nationalsozialismus, dieser 
hatte jedoch bereits in die Kultur und Gemeinschaft der Sorben tiefe Wunden geschlagen. Mit der 
forcierten Nutzung der Braunkohle nach 1945 wurden weite Teile des sorbischen Siedlungsgebie-
tes, wurden jahrhundertealte Dörfer zerstört und vernichtet. Die hohe Arbeitslosigkeit in der Lau-
sitz führte nach der Wende auch zu einer verstärkten Abwanderung sorbischer Jugendlicher und 
Erwachsener aus dem angestammten Siedlungsgebiet.  
 
Für den Schutz einer lebendigen sorbischen Kultur ist daher neben dem Erhalt der sorbischen Dör-
fer und der Schaffung von Arbeitsplätzen, die Erhaltung, Vermittlung und Förderung der sorbi-
schen Sprache von der Kinderkrippe und dem Kindergarten über die Schule bis hin zu den Erwach-
senen von zentraler Bedeutung. Neben der Aus- und Weiterbildung von sorbischen LehrerInnen, 
ErzieherInnen und KindergärtnerInnen ist der Erhalt und weitere Aufbau sorbisch-deutscher Schu-
len mit aktiver Zweisprachigkeit notwendig. Die sorbischen Vereine und Einrichtungen sind in ihrer 
kulturellen Arbeit finanziell und ideell zu fördern und zu unterstützen. 
 
Die Niederlausitz ist von Migration geprägt und ist z.B. durch die Zuwanderung nach dem 2. 
Weltkrieg und durch die politisch gelenkten Wirtschaftszentren der Textilindustrie (Forst, Guben, 
Cottbus, Spremberg) und der Energiewirtschaft auch für Nicht-SorbInnen zur Heimat geworden. 
Akzeptanz und Anerkennung müssen auch für die ZuwanderInnen und MigrantInnen von heute 
gelten. Wir wollen, dass sich alle Menschen in der Lausitz zu Hause fühlen können. 
 
 
6. Perspektiven für Frauen schaffen! 
 
Frauen haben in ganz Brandenburg wenig Perspektiven und wandern ab. Dies gilt auch und insbe-
sondere für die Lausitz. Allein im Jahr 2003 verließen 12% der Frauen in der Altersgruppe von 21 
bis 25 Jahren Brandenburg. Die Ursachen hierfür sind vielfältig. Frauen werden in der Ausbildungs- 
und Arbeitswelt nach wie vor diskriminiert. Obwohl sie die besseren Studienabschlüsse vorweisen 
können, werden Frauen bei gleicher Arbeit schlechter bezahlt und bei Beförderungen übergangen. 
In einer Region, in der die Bezahlung und Aufstiegsmöglichkeiten generell schlechter sind als im 
Rest der Republik wirkt sich das doppelt nachteilig für Frauen aus. Zudem gingen verstärkt Ar-
beitsplätze in Branchen verloren, in denen besonders viele Frauen arbeiteten, während Branchen, 
die mehr Männer beschäftigen, gefördert werden; so sind z.B. nur 25% der Angestellten von Vat-
tenfall in ganz Deutschland Frauen1. Um Frauen in der Lausitz Perspektiven zu eröffnen, ist daher 
ein Abbau der geschlechtsspezifischen Diskriminierungen von Nöten. Dabei ist es wichtig, dass 
                                                
1http://www.vattenfall.com/www/vf_com/vf_com/365787ourxc/365819keyxf/365979ourxp/index.jsp?WT
.ac=content 
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auch die versteckten Diskriminierungen aufgedeckt und behoben werden. Die Geschlechterper-
spektive soll in allen Politikbereichen und Entscheidungen berücksichtigt werden um eine Gleich-
stellung der Geschlechter und ein Aufbrechen von Geschlechterrollen zu erreichen (Gender 
Mainstreaming). Des Weiteren sollen Unternehmerinnen und Arbeitssuchende in der Region ge-
zielt gefördert werden, z.B. durch Netzwerke und Mentoring-Programme.2 

 

7. Grenzüberschreitende Perspektiven 
 
Die brandenburgische Lausitz ist wirtschafts- und kulturräumlich geprägt durch ihre Grenzlage zu 
Polen. Gerade die sorbische Minderheit kann mit ihrer slawischen Muttersprache eine wichtige 
Mittlerfunktion zwischen den Menschen in Deutschland und Polen übernehmen. Mit dem sich 
verringernden Einkommensgefälle bildet diese Grenze zunehmend weniger eine „Wohlstands-
grenze” zwischen Deutschland und Polen. Mit dem Wegfall der Pass- und Zollkontrollen an der 
Grenze und der absehbaren Verringerung der  Restriktionen für polnische Arbeitskräfte bieten sich 
neue Entwicklungschancen für die Lausitz: 
 
Die Schaffung grenzübergreifender regionaler Wirtschaftskreisläufe und grenzübergreifender Pro-
duktionslinien bei Nutzung der jeweiligen Vorteile der einzelnen Standorte wird erleichtert. Die 
Lausitz kann verstärkt als Umschlagplatz für den internationalen Austausch (Handel, Logistik) als 
„Brücke nach Osteuropa” dienen. 
 
Dazu fordern wir verstärkten personellen und kulturellen Austausch zwischen Polen und Deutsch-
land, das Angebot polnischer Sprachausbildung bereits als 2. Fremdsprache an allen Lausitzer 
Schulen und verstärkte Kooperation der BTU Cottbus und der Fachhochschule Lausitz mit polni-
schen Universitäten sowie den Abbau administrativer Hindernisse, insbesondere der Restriktionen 
für polnische ArbeitnehmerInnen. 
Regionale Wirtschaftskreisläufe über die Grenzen hinweg wollen wir durch eine Stärkung der Eu-
roregion Bober-Spree-Neiße stärken. 
 

8. Die Lausitz, mehr als nur Brandenburg    
 
Obwohl gleichen Namens in Sachsen und Brandenburg hat es „Die Lausitz“ als politische Einheit 
nie gegeben. Versuche, nach der Wende die Niederlausitz in einem Bundesland zusammenzufüh-
ren, scheiterten und wurden nicht weiterverfolgt, auch wenn es im Gefolge von Bürgerentschei-
den noch zu Grenzverschiebungen zwischen Brandenburg und Sachsen kam. 
 
Durch die Ausweitung der Braunkohleverstromung in der gesamten Niederlausitz sind in der DDR 
jedoch vergleichbare Wirtschaftsstrukturen in beiden Bundesländern entstanden; so wurde der 
sächsische Teil der Lausitz infrastrukturell eng mit dem brandenburgischen Teil verbunden. 
 
Trotz der gleichen gravierenden Probleme in der brandenburgischen und sächsischen Lausitz ha-
ben es beide Landesregierungen nicht verstanden, Gemeinsamkeiten in Problemen und Erfolgen 
aufzudecken und ein gemeinsames „Strukturprogramm Lausitz” zu entwickeln. Parteipolitische 
Befindlichkeiten und landespolitisch verengte Perspektiven haben diesen Weg blockiert. Heute 
gehen beide Länder bei der Wirtschaftsförderung mit unterschiedlichen Konzepten ihren jeweils 
eigenen Weg.  
                                                
2 Mehr Details: Elisabeth Schroedter, Der demografische Wandel hat ein weibliches Gesicht, Berlin 2007. 
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Wir halten es aber für erforderlich die Regionalentwicklung und Wirtschaftsförderung besser auf-
einander abzustimmen.  
 
Dafür ist ein politischer Rahmen zu schaffen, z.B. in Form eines Lausitz-Forums, in dem sich die 
InteressenvertreterInnen der Lausitz zusammenfinden. Die Bundesländer Brandenburg und Sach-
sen sind angehalten, ein gemeinsames Strukturentwicklungskonzept zu erarbeiten und eine län-
derübergreifende Regionalplanung aufzubauen. 
 
    
    
9. Rechtsextremismus bekämpfen! 
 
Rechtsextremismus schadet der Wirtschaft, dem Tourismus, der Lebensqualität und dem Image 
der Lausitz. Vor allem aber tritt er Menschenrechte mit Füßen und gefährdet Gesundheit und Le-
ben von Menschen. Er ist für uns in keiner Form hinnehmbar. Rechtsextremistische Einstellungen 
sind in Brandenburg weit verbreitet. Rechtsextreme Parteien und Kameradschaften sind in der 
Lausitz aktiv, auch wenn letztere aus Angst vor einem Verbot nicht als geschlossene Gruppe in 
Erscheinung treten. Auch andere Formen der Organisation und Aktionen sowie rechtsextreme 
Bands treten in der Lausitz in Erscheinung.3 Hier sind Politik und Gesellschaft gefragt, sich klar 
gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit zu bekennen. Verleugnung von Tatsachen, 
Verharmlosung als Jugendphänomen und Gleichsetzung von Links- und Rechtsextremismus ma-
chen keinen Sinn: das Problem hier und heute heißt Rechtsextremismus! Als Gegenmaßnahmen 
fordern wir die Unterstützung von bereits vorhandenen oder entstehenden Organisationen und 
Vereinen wie z.B. der Beratungsstelle für Opfer rechtsextremer Gewalt in Guben, des Südbran-
denburger Mobilen Beratungsteams und anderer lokaler Initiativen vor Ort, vor allem, wenn sie 
von Jugendlichen selbst ins Leben gerufen werden. Hier sind nicht nur schöne Worte sondern vor 
allem langfristige Finanzierung gefragt. Zudem fordern wir eine gezielte Weiterbildung von Polizei 
und KommunalvertreterInnen im Umgang mit RechtsextremistInnen und klare Abgrenzungen der 
Politik von Aussagen, die Fremdenfeindlichkeit und Nationalismus stützen, statt sie zu bekämpfen. 
Im rechten Lager zu fischen steht keiner demokratischen Partei zu Gesicht. 
    
    
10. Daseinsvorsorge im ländlichen Raum  
 
Der größte Teil der Lausitz ist ländlicher Raum. Ländliche Räume wollen Bündnis 90/Die Grünen 
integriert entwickeln. Das heißt, aus unserer Sicht muss gefördert werden, dass Kräfte und Netz-
werke der Region zusammen und übergreifend zur Entwicklung beitragen und nicht einzelne Orte 
bevorzugt werden. Das kann z.B. durch eine Stärkung kleiner und mittlerer Unternehmen gesche-
hen. Außerdem wollen wir, dass ökologische und qualitätsorientierte Landwirtschaft stärker geför-
dert werden. Das bedeutet eine klare Absage an die Agro-Gentechnik, die die Landwirtschaft in 
neue Abhängigkeiten bringt und enorme Risiken für Mensch und Natur beinhaltet. Wertschöp-
fung muss vor Ort im ländlichen Raum geschaffen werden. Deshalb setzen wir in der Energieer-
zeugung auf dezentrale Energiegewinnung aus Erneuerbaren Energien. Kultur- und Naturland-
schaften sollen geschützt und nachhaltig genutzt werden. Kommunen sollen gestärkt und regiona-

                                                
3 Für mehr Informationen zu rechtsextremen Einstellungen, Organisationsstrukturen, Rechtsrock u.a. in der 
Lausitz und Brandenburg siehe Dornbusch/Raabe, Wilking, Kopke, Stöss/Niedermayer in: Schoeps, Botsch, 
Kopke, Rensmann (Hrg): Rechtsextremismus in Brandenburg: Handbuch für Analyse, Prävention und Inter-
vention, Berlin 2007. 
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le Kooperationen gefördert werden. Nur die Entwicklung einer familienfreundlichen Infrastruktur 
erhält die Attraktivität des ländlichen Raums. 
Die Grundversorgung der Menschen muss trotz des Bevölkerungsrückgangs gewährleistet werden. 
Das betrifft unter anderem den Anschluss an das öffentliche Transportsystem, die Versorgung mit 
Waren des täglichen Bedarfs, die Gesundheitsversorgung, das Schulangebot und die Erreichbarkeit 
der öffentlichen Verwaltungen.  
 
Wie auch in anderen Regionen Ostdeutschlands geht aufgrund der demographischen Entwicklung 
die Anzahl an schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen in der Lausitz zurück, die Antwort der 
Landesregierung lautet: Schulschliessungen. Das Angebot an weiterführenden Schulen wird aus-
gedünnt. Im ländlichen Raum verlängern sich dadurch die Wege vieler Schülerinnen und Schüler 
extrem, wobei das Landesschulgesetz vorschreibt, dass die Eltern zur Finanzierung des SchülerIn-
nentransports herangezogen werden.  
 
Hier ist es notwendig, umgehend die starren bürokratischen Mindestvorgaben abzulösen, um qua-
litativ hochwertige Abschlüsse auch in kleineren Schulen zu ermöglichen. Umsetzbare Konzepte 
reichen von der „Kleinen Grundschule“ mit jahrgangsübergreifenden Unterricht – durch entspre-
chend ausgebildete Pädagogen – bis hin zu einzügigen gymnasialen Oberstufen und Oberschulen. 
Die Kostenfreiheit für den Schulweg ist sicherzustellen. 
 
Ansatzpunkte für solche Konzepte gibt es genug, wie Erfahrungen mit Rufbussen, rollenden Su-
permärkten, Onlineverwaltung und Gemeindeschwestern zeigen. Erfolgreiche Modellprojekte 
müssen ausgedehnt und weiterentwickelt werden. Notwendig ist aber auch eine Stärkung der 
Dorfgemeinschaften durch eine verbesserte Förderung des ehrenamtlichen Engagements und eine 
bessere Integration älterer Menschen. Kulturelles und Freizeitangebot auf dem Land muss erhalten 
bleiben. 
 
 
11. Lausitz – Region für Erneuerbare Energien 
    
Noch prägen die weithin sichtbaren Wasserdampffahnen der Braunkohlekraftwerke von Jänsch-
walde und Schwarze Pumpe und die dazugehörigen Tagebaue die Energielandschaft der Lausitz. 
Sie stehen gleichnishaft für ein zentralistisches Energiesystem, in dem in überdimensionierten 
Kraftwerken weit weg vom Verbraucher mit  hohen Übertragungsverlusten Strom produziert wird. 
Doch die Vorboten des neuen Energiezeitalters sind auch in der Lausitz sichtbar. 
 
Im Jahr 2006 betrug die installierte elektrische Leistung fossiler Kraftwerke in der Planungsregion 
Spreewald-Lausitz 4.730 MW, davon 3.000 MW in Jänschwalde und 1.600 MW in Schwarze 
Pumpe.  
 
Demgegenüber standen im gleichen Jahr bereits 636 MW installierte elektrische Leistung von Er-
neuerbaren Energien, Tendenz: rapide ansteigend. Aus den ersten zwei Windkraftanlagen von 
1994 waren bis 2006 bereits 323 geworden, von 74 Windeignungsfeldern wurden bis dato erst 34 
in Anspruch genommen. Hier besteht also noch ein großes Wachstumspotential. Bedeutsam für 
die Region ist zudem, dass sich mit Vestas das weltgrößte Unternehmen der Windkraftanlagen-
branche mit über 500 Arbeitsplätzen in Lauchhammer angesiedelt hat.    
  
Die Möglichkeiten der Solarenergienutzung durch Fotovoltaik ist weder kleinmaßstäblich auf vor-
handenen Dächern noch in größerem Maßstab auf der Fläche ausgereizt. Wir unterstützen aus-
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drücklich die Vorhaben zur Schaffung größerer Fotovoltaikanlagen an naturschutzverträglichen 
Standorten. Der Zubau von Biogasanlagen wird dagegen bald an  Nachhaltigkeitsgrenzen stoßen. 
 
Mit dem Energieforum Lausitz-Spreewald besteht in der Region ein erster Ansatzpunkt auch Kon-
zepte und Umsetzungsstrategien für eine „Erneuerbare Energien-Region Lausitz“ parallel zum  
Auslaufen der 3 genehmigten Braunkohletagebaue zu entwickeln. Andere Regionen und Landkrei-
se Brandenburgs wie Barnim-Uckermark und Potsdam-Mittelmark, die bereits Exporteur Erneuer-
barer Energien sind oder Konzepte für die 100-prozentige Eigenversorgung formuliert haben, 
können als Orientierungsmarken dienen. 
 
Die Zukunft der Braunkohleverstromung ist aus unserer Sicht düster. Dies gilt nicht nur, weil auch 
die Lausitzer Vorräte endlich sind und auch bei einer Auskohlung aller abbaufähigen Vorräte noch 
vor Ende des Jahrhunderts die Braunkohleförderung in der Lausitz Geschichte sein wird. Die von 
Deutschland eingegangenen Verpflichtungen zur CO²-Reduzierung werden schon mittelfristig den 
Ausstieg aus der Braunkohleverstromung erzwingen.  
 
Die als Patentlösung propagierte Technologie zur CO²-Abscheidung steckt immer noch im Embry-
onalstadium, während die Technologien zur Windenergienutzung längst den Kinderschuhen ent-
wachsen sind. Um einen relevanten Beitrag zum Klimaschutz zu leisten müsste die CCS-
Technologie bereits in Kürze zu wirtschaftlichen Preisen funktionieren, müssten geeignete Endla-
gerstätten vorhanden sein, in denen Millionen Tonnen CO² für Menschengedenken von der Um-
welt hermetisch abgeschlossen sicher gelagert werden können und bis dahin zudem ein giganti-
sches CO²-Transportnetz funktionstüchtig sein wird.  
 
Vorausgesetzt die technologischen Probleme wären lösbar, könnte das CCS-System nur 
wirtschaftlich betreiben werden, wenn die Kosten für CO²-Emissionsrechte gegenüber heute 
massiv anstiegen. Aber je teurer diese „Verschmutzungsrechte“ werden, desto rentabler werden 
die Erneuerbaren Energien, so dass es schon aus diesem Grund waghalsig ist auf die 
Braunkohleverstromung zu setzen. Steigerungen der Energieeffizienz und Einsparungen werden 
zudem den Strombedarf sinken lassen. Mit dem gleichzeitgen Anwachsen der Stromerzeugung 
aus der dezentralisierter Kraft-Wärmekopplung  werden andere Energieträger vom Markt 
gedrängt. Eine aktuelle Leitstudie des Bundesumweltministeriums belegt, dass bis 2030 die 
Braunkohlestrommenge bundesweit halbiert und bis 2050 fast vollständig vom Markt genommen 
werden kann ohne die Stromversorgung zu gefährden. Die Region sollte sich daher besser auf 
einen gleitenden Ausstieg aus dem fossilen Zeitalter vorbereiten.  
 
Zur kurzfristigen Entlastung der CO²-Bilanz Brandenburgs und Deutschlands schlagen wir parallel 
zum Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland die schrittweise Abschaltung der 6 wir-
kungsgradschwachen Kraftwerksblöcke in Jänschwalde bis 2015 vor. Durch das sukzessive Ab-
schalten der Blöcke können betriebsbedingte Kündigungen ausgeschlossen werden. Vattenfall 
könnte zudem mit Investitionen in erneuerbare Energien in der Region einen eigenen Beitrag zur 
Schaffung von Alternativarbeitsplätzen für MitarbeiterInnen aus der Braunkohleverstromung leis-
ten. 
 
Die bislang von Vattenfall mit überschüssigem zumeist nachts produziertem Braunkohlestrom be-
schickte Pumpspeicherwerke Markersdorf (Sachsen) mit 1.050 MW und Goldisthal (Thüringen) 
mit 1.060 MW Leistung gehören zu den größten Wasserkraftanlagen Europas. Sie sollten zu ei-
nem wichtigen Speichermedium für die Windenergie im ostdeutschen Raum umfunktioniert wer-
den, Vattenfall könnte so einen wichtigen Beitrag zur Herstellung der „Grundlastfähigkeit“ der 



 11

Windenergie leisten. Mit der Verringerung der erzeugten Strommenge in Jänschwalde stünden für 
den Fall, dass der von Vattenfall angekündigte Aufbau von CO²-armen Kraftwerksblöcken am 
Standort Jänschwalde tatsächlich kommen sollte, zudem die nicht verbrauchten Vorräte in den 
Tagebauen Cottbus-Nord und Jänschwalde zudem noch weit über 2020 hinaus als Brennstoff zur 
Verfügung.  
    
 
12. Verkehrswesen 
 
Aufgrund der Industrialisierung der letzten 150 Jahre und der zentralen Lage der Lausitz inmitten 
Deutschlands bis 1945 mit den Zentren Breslau/Schlesien im Osten, Berlin im Norden, Dres-
den/Leipzig im Westen sowie dem nordböhmischen Industrierevier in der Tschechoslowakei im 
Süden erhielt die Niederlausitz sehr gute Verkehrsanbindungen. Alle Landverkehrsträger (Straße 
und Schiene) haben eine überdurchschnittlich große Dichte und verfügen über einen guten Aus-
baustatus. 
 
Für die Güterbinnenschifffahrt nutzbare Wasserwege sind in der Lausitz nicht vorhanden, der 
Luftverkehr bleibt auf Geschäfts- und Gelegenheitsverkehr, vornehmlich auf den Flugplätzen 
Drewitz und Welzow begrenzt. 
 
Die aktuelle verkehrspolitische Schwerpunktsetzung hat dazu geführt, dass der Fernstraßen- und 
Autobahnausbau in der Lausitz forciert angegangen und damit der europaweite Transitverkehr 
von und nach Polen verstärkt angezogen wurde.  
 
Im Schienenverkehrsbereich erfolgte nach der Wende ein dramatischer Abbau des Netzes. Insbe-
sondere die Süd-Nord-Verbindungen über die Landesgrenze nach Sachsen wurden stark einge-
schränkt. Im Sachsen wurde die Ausrichtung des Zugangebotes von und nach Dresden favorisiert. 
In Brandenburg erfolgte eine Fixierung auf den Raum Berlin. 
 
Heute liegt die Niederlausitz im europäischen Verkehrskorridor Kopenhagen – Berlin – Wien. Die-
ser eröffnet neue Beschäftigungsmöglichkeiten im Dienstleistungs- und Logistikbereich, sofern es 
gelingt die Lausitz als einen zentralen Verteilerknoten in dieses Netz einzuknüpfen. Im Zuge einer 
umweltverträglicher Verkehrsentwicklung ist der Ansiedlung von Logistikeinrichtungen, die Stra-
ßen und Schienenverkehr miteinander verzahnen gegenüber reinen Straßengüterverkehrszentren 
der unbedingte Vorrang einzuräumen. 
 
Für die Entwicklung der regionalen Wirtschaft sind die Schienenverbindungen Zittau-Görlitz-
Cottbus-Forst  und  Bautzen-Hoyerswerda-Senftenberg-Lübben-Berlin mit Anbindung Spremberg-
Cottbus zu erhalten. Der Ausbau der Schienenwege nach Polen soll für den Personenverkehr und 
für den Gütertransport gleichermaßen erhöhte Priorität haben. 
 
Eine zentrale Rolle, auch in einem ökologisch-sozialen Tourismuskonzept, spielt die Verbesserung 
des Öffentlichen Personenverkehrs mit Bahnen und Bussen. Streckenstilllegungen, Bahnhofsschlie-
ßungen und Einschränkungen des Zugverkehrs müssen zurückgenommen werden. Fahrpläne - 
insbesondere von Bussen und Bahnen - müssen aufeinander abgestimmt werden und Takte ver-
bessert werden, damit Reisende die gewünschten Ziele auch ohne Auto erreichen können. Eine 
Erweiterung des Straßennetzes ist aus Sicht von Bündnis 90/Die Grünen nicht notwendig. 
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13. Schwerpunkt Tourismus 
 
Der Wirtschaftszweig Tourismus hat nicht nur im Spreewald eine lange Tradition.  
    
Dieser Wirtschaftszweig konnte nach anfänglicher Stagnation und Umstrukturierung nach der 
Wende hohe Zuwachsraten verzeichnen. Hier können „traditionelle” Schwerpunkte mit der Aus-
richtung auf einen landschaftsbezogenen, sanften Tourismus, wie z.B. Urlaub auf dem Lande oder 
Radtourismus gesetzt werden. 
 
Versuche, neue Elemente des Massentourismus in der Region zu etablieren, sind zumeist bereits 
im Gründungsstadium gescheitert. Dies gilt sowohl für den Lausitzring, der pro Jahr 40 Mio E Um-
satz in die Region bringen sollte, wie für den nie verwirklichten Spreewaldpark bei Lübben oder für 
das Karl-May-Land in einem ehemaligen Braunkohletagebau.  
 
Der Tourismus als regionaler Wachstumsfaktor ist zu fördern, dessen Wirkung auf Infrastruktur 
und Arbeitsmarkt allerdings nicht überzubewerten.  
Die Öffentlichkeitsarbeit muss verbessert und intensiviert werden. Um das Image und das Profil 
der Region zu schärfen, sollten touristische Alleinstellungsmerkmale wie z.B. die Bergbaufolgeland-
schaft und der Spreewald stärker hervorgehoben werden. 
 
Der Mehrtagestourismus muss gezielt gefördert werden. Dazu gehören kombinierte Programme 
zum Natur- und Kulturerleben ebenso wie Ausbau der touristischen Infrastruktur und von 
Schlechtwetterangeboten: attraktive Museen, benutzerfreundliche Bibliotheken, originelle Gale-
rien, breit gestreute Musikveranstaltungen, ein flächendeckendes Kinoangebot, Lesungen etc.. 
Zusätzliche Möglichkeiten der Freizeitgestaltung bewirken auch eine Verlängerung der Reisesaison 
und der individuellen Verweildauer von TouristInnen. 
 
Die Chancen der Bergbaufolgelandschaften für den Tourismus sollten genutzt werden. In einem 
integrierten Konzept müssen kreis- und länderübergreifend Funktionen geplant und ausgefüllt 
werden, so dass es zu einem ausgewogenen Verhältnis von ungestörter Entwicklung der Natur, 
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbeentwicklung sowie Erholungsnutzung in der Gesamtregion 
kommt. Der Natur überlassene Bergbaurestlöcher, wie die von der Heinz-Sielmann-Stiftung  über-
nommene Naturlandschaft Wanninchen oder die Bergbaufolgelandschaft Grünhaus des Nabu 
entwickeln sich zu Landschaften, die interessante Naturbeobachtungen für ÖkotouristInnen zulas-
sen. Die Naturparke Schlaubetal, Niederlausitzer Heidelandschaft und Niederlausitzer Landrücken 
bilden bereits heute gemeinsam mit dem Biosphärenreservat Spreewald das Rückgrat für den Na-
turtourismus in der Lausitz. Die Gründung des in der Region geforderten Nationalparks „Liebero-
ser Heide“ wäre eine weitere touristische Attraktion. 
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